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Zur Frage des Versicherungsschutzes von Personen, die in einer Rehaeinrichtung verun-
fallen.  

§ 2 Abs. 1 Nr. 15 a SGB VII 

Urteil des LSG Berlin-Brandenburg vom 15.09.2022 – L 21 U 25/21 – 
Bestätigung des Urteils des SG Berlin vom 16.02.2021 – S 68 U 477/19 – 
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 6/23 R - wird berichtet 

Die Parteien streiten um das Vorliegen eines Arbeitsunfalls. 

Die 1956 geborene Klägerin befand sich wegen einer Hirnblutung mit Sprachstörungen und 
einer Halbseitenlähmung rechts vom 06.04.2019 – 03.05.2019 in einem Krankenhaus zur Be-
handlung. Am 15.04.2019 stürzte sie morgens im Badezimmer des Krankenhauses und 
brach sich den rechten Arm. Zuvor hatte sie ein Pfleger vom Bett zum Badezimmer begleitet, 
sie im Badezimmer dann aber verlassen. Über die genaueren Umstände des Sturzes gibt es 
unterschiedliche Aussagen. Die Beklagte, der zuständige Unfallversicherungsträger, lehnte 
die Anerkennung des Ereignisses als Arbeitsunfall ab. 

Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg. 

Das LSG bestätigt die vorgehenden Entscheidungen. 

Die Klägerin habe keinen Arbeitsunfall als Rehabilitandin gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 15 a SGB VII 
erlitten. Nach dieser Norm sind „Personen versichert, die auf Kosten einer Krankenkasse oder 
eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung oder der landwirtschaftlichen Alterskasse 
stationäre oder teilstationäre Behandlung oder stationäre, teilstationäre oder ambulante Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitation erhalten.“ 

Versicherungsschutz während der Entgegennahme, bzw. Mitwirkung einer solchen Maß-
nahme setze voraus, dass die konkrete Verrichtung als Bestandteil der medizinischen 
Rehabilitation ärztlich oder durch sonstige in die Durchführung der Rehabilitation eingebun-
dene Personen konkret angeordnet oder empfohlen worden sei. Dies habe hier nicht vorge-
legen. 

Es bestehe kein Versicherungsschutz „rund um die Uhr“ und grundsätzlich nicht wäh-
rend der Befriedigung von Grundbedürfnissen, wie etwa der Verrichtung der Notdurft, 
der Nahrungsaufnahme, dem Schlafen oder der Körperreinigung (so auch BSG vom 
23.06.2020 – B 2 U 12/18 R – [UVR 02/2021, S. 43]).  

Entgegen dem Vorbringen der Klägerin, es habe eine Empfehlung seitens des ärztlichen Per-
sonals bestanden, den Toilettengang als Mobilitätstraining zu absolvieren, finde sich eine der-
artige Anweisung nicht in den Patientenakten. 

Auch bezüglich der konkreteren Umstände der Unfallsituation folge das Gericht den Aussagen 
des begleitenden Pflegers sowie den Angaben des Sturzprotokolls. Die Begleitperson hatte 
glaubhaft versichert, dass die Klägerin bereits auf der Toilette gesessen hätte, als sie das Ba-
dezimmer verließ. Die von der Klägerin demgegenüber geäußerte Wahrnehmung, sie habe vor 
dem Sturz als letzte Erinnerung noch die geöffnete Toilettenschüssel gesehen, könne nicht ge-
folgt werden. 

Allerdings seien die konkreten Umstände hier auch nicht von Belang. Denn der unversi-
cherte Bereich umfasse nach natürlicher Betrachtungsweise nicht nur die Verrichtung der Not-
durft selbst, sondern den gesamten Aufenthalt in der Toilettenanlage. Die Grenze bei deren 
Erreichen ein Risikobereich verlassen und in einen neuen eingetreten werde, sei mit der Tür 
zum Zugang der Toilettenräumlichkeit zu ziehen. 

Schließlich seien auch keine besonderen gefahrerhöhenden Momente in der Klinik ersicht-
lich, die einen eventuellen Versicherungsschutz begründen könnten. Solche seien von der Klä-
gerin auch nicht vorgebracht worden. 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/22773054/22999062/-/02_2021_02.pdf?nodeid=23004249&vernum=-2
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Auch das Argument, es sei ein zu knapper Personalschlüssel in der Klinik vorgesehen und des-
halb könne sich die einzelne Pflegeperson nicht ausreichend um einen Patienten kümmern, 
greife in dieser Pauschalität nicht. Damit sei nicht nachgewiesen, dass sich in der Unfallsituation 
kliniktypische Risiken verwirklicht hätten. (D. K.) 

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 15.09.2022 – L 21 U 25/21 – 
wie folgt entschieden: 
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